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differenzieren. Es muß ein Bemessungsmodus verwendet 
werden, der eine objektive oder weitgehend objektivierte Er­
mittlung des Ausgleichsbetrags zuläßt Diese Objektivierung 
ist vor allem notwendig, um eine einheitliche Rechtsanwen­
dung und damit ein hohes Maß an Rechtssicherheit zu garan­
tieren.

Objektivierung der Bemessung des Ausgleichsanspruchs

Eine objektivierte Methode der Ermittlung des Ausgleichs­
anspruchs, die gleichzeitig die Besonderheiten des Einzelfalls 
berücksichtigt, wird u. E. dadurch erreicht, daß ausschließlich 
auf objektiv erfaßbare Kriterien zurückgegriffen wird, z. B. 
Dauer der Arbeitsunfähigkeit Dauer eines stationären Kli­
nikaufenthalts, prozentualer dauernder Körperschaden.6

Die Vorzüge einer objektiven Methode der Ausgleichser­
mittlung liegen in der möglichen exakten finanziellen Be­
wertung der einzelnen Bemessungsfaktoren und in der Er- 
rechenbarkeit des Ausgleichsbetrags.7 Dadurch wird eine 
handhabbare, subjektive Unwägbarkeit weitgehend vermei­
dende Bemessung des Ausgleichsanspruchs möglich. Nicht zu­
letzt erweisen sich die Vorzüge einer objektiven und zugleich 
individualisierenden Ausgleichsbemessung daran, daß sie für 
die Betroffenen eher ihrer realen Situation angemessene und 
als gerecht empfundene Ergebnisse ermöglichen. Der Geschä­
digte muß wissen, daß er ebenso behandelt wird wie jeder 
andere Bürger in seiner Lage.

Die Einheitlichkeit der Zuerkennung von Ausgleichsan­
sprüchen überwiegt die Nachteile einer objektiven Methode 
der Ausgleichsermittlung. Diese liegen vor allem darin be­
gründet, daß die Beschränkung auf objektiv erfaßbare Be­
messungsfaktoren es nicht gestattet, das im Einzelfall vor­
liegende g e s a m t e  Maß an Lebensbeeinträchtigungen zu 
erfassen und finanziell auszugleichen. Ein durch die Objek­
tivierung der Bemessung bedingter möglicher Verlust an 
Adäquatheit von immateriellen Nachteilen und Ausgleichsbe­
trag sollte insoweit hingenommen werden, als die Heranzie­
hung einheitlicher Bemessungskriterien zu einer unkompli­
zierten, durchschaubaren einheitlichen Anspruchsbemessung 
beiträgt und vom ermittelten Ausgleich tatsächlich eine akti­
vierende Funktion ausgeht. Letztere kann insoweit erreicht 
werden, als die objektiv erfaßbaren Faktoren zugleich auch 
jene Faktoren sind, die das Leben eines an seiner Gesund­
heit geschädigten Bürgers tatsächlich negativ beeinträchtigen.

Bei der bisher praktizierten objektivierenden Methode der 
Ermittlung des Ausgleichsbetrags gehen Gerichte, Staatliche 
Versicherung und Deutsche Reichsbahn davon aus, daß diese 
Ermittlung ohne Einschätzung der Art und Schwere des Ge­
sundheitsschadens (Verletzungsschwere) nicht möglich ist. Oft 
wird die Verletzungsschwere sogar als Hauptbemessungskri-- 
terium gehandhabt. Das führt leicht zu Mißverständnissen 
über die Funktion des Ausgleichsanspruchs. Nicht der Ge­
sundheitsschaden, sondern die immateriellen Nachteile in 
Form von Beschränkungen -und Beeinträchtigungen — also die 
ausgleichspflichtigen Folgen des Gesundheitsschadens — sol­
len durch die Gewährung eines Geldbetrages ausgeglichen 
werden. Wenn nur die erwähnten immateriellen Nachteile 
Ausgleichsgegenstand sind, dann bestimmen auch nur Aus­
maß und Intensivität dieser Faktoren die Höhe des Aus­
gleichsbetrags.8 Wird dagegen die Verletzungsschwere als 
Hauptbemessungskriterium herangezogen, so läßt sich dar­
aus nur ein Schluß auf typischerweise damit verbundene im­
materielle Nachteile ziehen. Von Medizinern wird jedoch 
bestätigt, daß Menschen bei gleichartigen Verletzungen durch­
aus unterschiedlich leiden können. Deshalb sollte die Verlet­
zungsschwere nicht als Kriterium für die Bemessung des Aus­
gleichsanspruchs herangezogen werden.

Gleich wie man sich bei der Lösung einzelner Bemessungs­
probleme letztlich entscheidet, bleibt es doch eine vorrangige 
Aufgabe, die Bemessung des Ausgleichsanspruchs für alle zu­
ständigen Organe einheitlich zu gestalten. Bei der weiteren 
Rechtsanwendung sollten schrittweise die nicht gerechtfertig­
ten Differenzierungen bei der Anwendung des § 338 Abs. 3 
ZGB abgebaut und damit Gesetzlichkeit und Rechtssicherheit 
weiter gestärkt werden.

Zum Charakter des Ausgleichsanspruchs

Die theoretische Durchdringung der zivilrechtlichen Verant­
wortlichkeit erfordert u. E. auch weitergehende Untersuchun­
gen zum Charakter des Ausgleichsanspruchs. Nach unserer 
Auffassung besitzt der Anspruch gemäß § 338 Abs. 31 ZGB 
keinen Schadenersatzcharakter. Dafür sprechen gewichtige 
Argumente:

1. Immaterielle Nachteile sind nicht „Schaden“ im Sinne 
des Zivilrechts.

2. Eine „Wiedergutmachung“ im eigentlichen Sinne ist 
nicht möglich.

3. Der Ausgleich wird auch dann gewährt, wenn die im­
materiellen Nachteile auf Grund ihres vorübergehenden We­
sens zum Zeitpunkt der Ausgleichsermittlung bereits nicht 
mehr vorhanden sind.

4. Der Ausgleichsbetrag vermehrt das Vermögen des Ge­
schädigten, wobei er insoweit eine materielle Einbuße nicht 
voraussetzt.

Zugleich muß jedoch festgestellt werden, daß der Aus­
gleichsanspruch — obwohl er kein Schadenersatzanspruch ist 
— normativ wie ein Schadenersatzanspruch zu behandeln 
ist Wenn' z. B. die Normen über die erweiterte Verantwort­
lichkeit für Schadenszufügung (§§ 343 ff. ZGB) oder das 
Staatshaftungsgesetz vom 12. Mai 1969 (GBl. I Nr. 5 S. 34) von 
„Schadenersatz“ sprechen, so umfassen die Ansprüche eines" 
an seiner Gesundheit geschädigten Bürgers auch einen Aus­
gleichsanspruch, soweit die Voraussetzungen.des § 338 Abs. 3 
ZGB vorliegen. Ebenso sind § 332 Satz 2 ZGB und‘die Bestim­
mungen über die. Verjährung von Schadenersatzansprüchen 
analog auf Ausgleichsansprüche bei Gesundheitsschäden an­
zuwenden. In bestimmten Fällen verbietet jedoch der beson­
dere Charakter des Ausgleichsanspruchs eine dem Schaden­
ersatz analoge Behandlung, z. B. bei der Frage nach der Ver­
erblichkeit eines nicht zuerkannten Anspruchs.9

6 Zu diesem Modell vgl. U. Wedekind, Funktion und Bemessungs­
kriterien des Anspruchs auf Ausgleichszahlung bei Gesundheits­
schäden gemäß § 338 Äbs. 3 ZGB, Diss. A, Jena 1986, S. 68 ff.

7 Insofern ist diese Methode auch für die rechnergestützte (pro­
grammierte) Fallbearbeitung vorteilhaft einzusetzen. Ein auf der 
Basis des unter Anm. 6 angegebenen Modells erarbeitetes Pro­
gramm liegt inzwischen vor. Vgl., dazu I. Fritsche, „Lösung juristi­
scher Aufgaben mit Reehnerunterstützung?“, Staat und Recht 1986, 
Heft 11, S. 890 ff.

8 Vgl. BG Leipzig, Urteil vom 5. Juli 1973 - 5 BCB 78/71 - (NJ 1974, 
Heft 7, S. 217).

9 Vgl. Näheres bei U. Wedekind, a. a. О., S. 82 ff. und S. 86 ff.
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Im Rechtsanwendungsprozeß wird hinsichtlich des Strafbe­
fehlsverfahrens in Übereinstimmung mit weiten Teilen der 
Wissenschaft die Ansicht vertreten, daß dem Geschädigten 
gegen die in dieser Verfahrensart erlassene Entscheidung über 
den Schadenersatz kein Rechtsbehelf bzw. Rechtsmittel zu­
steht. Dieser praktizierten Rechtsauffassung ist bislang nicht 
widersprochen worden. Ich vermag jedoch einer solchen ein­
schränkenden Gesetzesauslegurig nicht zu folgen.

Die Möglichkeit, im Strafbefehlsverfahren über Schaden­
ersatzansprüche entscheiden zu können, wurde erst mit der 
Novellierung des § 270 Abs. I Satz 3 StPO durch das Gesetz 
zur Änderung der Straßprozeßordnung der DDR vom 19. De­
zember 1974 (GBl. I Nr. 64 S. 457) eröffnet. Mit dieser Geset­
zesänderung ist erreicht worden, daß die Rechte des Geschä­
digten wirksam geschützt werden und daß der Angeklagte 
schnell und konsequent zur Wiedergutmachung des verur­
sachten Schadens ■ herangezogen wird, "Damit wurden alle 
strafrechtlich relevanten Schadensfälle, in denen der Schädi­
ger ermittelt ist und in einem Straf /erfahren zur Verantwor­
tung gezogen wird, verfahrensmäßig gleichgestellt. Dieser 
Gleichstellungsgrundsatz ist m. E. auch im Strafbefehlsver­
fahren bezüglich der Möglichkeit der Einlegung eines Rechts­
behelfs durch den Geschädigten zu verwirklichen.

In der juristischeh Literatur und in der Rechtsprechung 
besteht gegenwärtig die Auffassung, daß dem Geschädigten 
im Strafbefehlsverfahren kein Einspruchsrecht zusteht, weil 
er nicht beschwert werden könne.!

W. H e r z o g / E . K e r m a n n / H .  W i 11 а m о w s к i äu­
ßerten bereits 1975 hierzu, daß es eines solchen Rechtsbehelfs 1

1 Zur Beschwerde gegen Entscheide jen über den Schadenersatz 
vgl. Zivilprozeßrecht, Lehrbucn, Berli i 1980. S. 395; Strafverfahrens­
recht, Lehrbuch, 2. Aufl., Berlin 1982. S. 327 ff., 277 f.


